
des Landtagsausschusses abhängig macht; aber die Re
gierung ist doch gehalten, beim Abschluß solcher 
Staatsverträge die Genehmigung durch den Wirt
schaftsausschuß des Landtages vorzubehalten. Hierfür 
spricht auch ein sehr gewichtiger sachlicher Grund: 
Wirtschaftsplanung ist nun einmal notgedrungen eine 
Einheit. Es ist nicht gut möglich, daß das Parlament 
durch seinen Wirtschaftsausschuß die Verantwortung 
für die Wirtschaftsplanung mitübernimmt oder viel
mehr — auch daran ist doch bei dem grundlegenden 
Verhältnisse von Regierung und Parlament nach der 
ThV kein Zweifel möglich — sogar die höhere und 
letzte Verantwortlichkeit für die Wirtschaftsplanung 
trägt, wenn gleichzeitig die Regierung durch Staats
verträge bindende Abmachungen trifft, die nicht mehr 
der Zustimmung des Landtagsausschusses bedürfen. 
Wirtschaftsplanung ist eben etwas absolut Einheit
liches und muß deshalb in einer Hand liegen. Hinzu 
kommt, daß die Bestätigung des Regierungsbeschlus
ses über den Wirtschaftsplan durch den Landtagsaus
schuß als eine Spezialform der Kontrolle der Verwal
tung nach Art. 3 Abs. 2 und Art. 8 Abs. 4 ThV sowie 
der parlamentarischen Abhängigkeit für diesen exzep
tionellen Spezialfall betrachtet werden kann, und zwar 
als eine gerade den Staatsverträgen besonders ange
messene Form. Denn Staatsverträge sind ja durch 
n a c h t r ä g l i c h e  Kontrolle und parlamentarische 
Kritik nicht mehr zu ändern, so daß die Einschaltung 
eines Parlamentsausschusses schon beim Abschluß be
sonders zweckmäßig ist. So wird auch dem eigent
lichen Zwecke des Art. 40 ThV, der in seinem strik
ten Wortlaute nur den wichtigsten Fall behandelt, erst 
Gerechtigkeit widerfahren; es würde klargestellt sein, 
daß die Regierung Staatsverträge a l l e i n  abschließt, 
wenn sie auch rein innerstaatlich allein zur Regelung 
der in dem Vertrage behandelten Fragen zuständig 
wäre, daß sie aber dann, wenn es sich um Fragen der 
formellen Gesetzgebung handelt, der Z u s t i m m u n g  
d e s  L a n d t a g e s  bedarf, und daß sie schließlich in 
den Fragen, die an s i c h  durch formelles Gesetz 
erledigt werden müßten, auf Grund der besonderen Er
mächtigung des WP1G in Verbindung mit Art. 56 Abs. 2 
ThV jedoch durch R e c h t s v e r o r d n u n g  m i t  
Z u s t i m m u n g  e i n e s  L a n d t a g s a u s s c h u s 
s e s  geregelt werden dürfen, eben a u c h  f ü r  
S t a a t s v e r t r ä g e  d e r  Z u s t i m m u n g  d i e s e s  
L a n d t a g s a u s s c h u s s e s  b e d a r f « ) .  Die Ver
öffentlichung eines solchen Staatsvertrages müßte in 
analoger Anwendung des Art. 40 ThV in der gleichen 
Form vorgenommen werden, wie die des Wirtschafts
plans überhaupt, also als Rechtsverordnung, die mit 
Zustimmung eines Landtagsausschusses ergangen ist.

Die ganze Frage verdient bei Staatsverträgen ihre 
r e c h t z e i t i g e  Beachtung; denn nachträgliche Än
derungen sind nun einmal bei diesen schwierig. Die 
Landesregierung wird also z. B. schon in statu nascendi 
mit den Fraktionen Fühlung halten, um sich des Ein
verständnisses des Wirtschaftsausschusses des Land
tages zu vergewissern. Sie wird ferner die in den Aus
führungsbestimmungen zum WP1G etwa vorzusehende 
Mitwirkung sachverständiger Vertretungen aus Ge
werbe, Gewerkschaften usw. auch bei Staatsverträgen 
sicherstellen.

Im übrigen muß abgewartet werden, wieweit die 
Planung auf der Basis der Zone das Problem der Pla
nung der Länder durch Staatsverträge praktisch be
seitigt. Dies wird davon abhängen, ob die Zentralver
waltungen straff zentralisieren oder nur Rahmenpläne 
schaffen. Im letzteren Falle könnte auf Grund der 
Zonenpläne sogar eine erweiterte Möglichkeit für Wirt
schaftsplanung der Länder durch Staatsverträge ent
stehen.

(In der Fortsetzung werden die Probleme, die sich 
aus der Durchführung des WPIG ergeben, erörtert.

D. Red.) •)

•) Es wäre natürlich besser, wenn dies sich nicht aus der 
Spezialermächtigung des WPIG, sondern aus Art. 40 ThV direkt 
ergäbe, schon weil dann die bindende Wirkung n a c h  a u ß e n  
bis zur Bestätigung des Staatsvertrages durch den Landtags
ausschuß automatisch aufgeschoben würde.

Das Gesetz über die Kassation rechtskräftiger 
Urteile in Strafsachen

Von Wolfgang Weiß,
Vortragendem Rat in der Deutschen Justizverwaltung

In der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands 
sind nach dem Zusammenbruch des Jahres 1945 kon
sequent alle Maßnahmen getroffen worden, um eine 
Wiederholung dessen zu verhindern, was nach 1918 für 
die Justiz in Deutschland charakteristisch war. Die 
Justiz durfte nicht wieder eine der Kräfte werden, die 
ihre Hauptaufgaben in der Förderung der Reaktion und 
in der Bekämpfung des Fortschritts sah. Sie sollte eine 
neue, eine demokratische Justiz werden. Deshalb wurde 
zunächst auf personellem Gebiet alles getan, um eine 
Fortführung oder ein Wiederaufleben nationalsozia
listischer, militaristischer oder antidemokratischer Ge
danken in weitestgehendem Umfange unmöglich zu 
machen. Alle ehemaligen Mitglieder der NSDAP und 
ihrer Gliederungen wurden aus der Justiz der Ostzone 
entfernt. Ferner wurden Kurse zur Heranbildung eines 
neuen Richtertyps geschaffen, für den sich der Name 
„Volksrichter“ eingebürgert hat, ein Name, den sich 
diese neuen Richter durch ihre Tätigkeit zu verdienen 
beginnen und der einmal ein Ehrenname für alle Rich
ter sein wird.

Durch diese tief in die bisherige Struktur der Justiz 
eingreifenden Maßnahmen ist erreicht worden, daß die 
Rechtsprechung in der Ostzone getragen ist von dem 
Bestreben, dem Fortschritt und der Demokratie zu die
nen und der Reaktion, in welcher Form auch immer sie 
auftreten mag, wirksam zu begegnen. Ein Vergleich 
dieser Rechtsprechung mit der Spruchpraxis der west
lichen Gerichte zeigt diese Wandlung deutlich auf. In 
keiner Zone sind beispielsweise die Verbrechen gegen 
das Kontrollratsgesetz Nr. 10 so zielbewußt und eindeu
tig verfolgt worden wie in der sowjetischen Zone. Hier 
haben sich die Gerichte nicht aus formal-juristischen 
oder weltanschaulichen Gründen davor gescheut, dieses 
Gesetz anzuwenden, das eine geeignete Handhabe zur 
Bestrafung der Unmenschlichkeitsverbrechen bot. Sie 
haben es vielmehr begrüßt, daß ihnen diese Handhabe 
zur Sühnung der nazistischen Verbrechen gegeben wor
den ist.

Wenn trotzdem manche Urteile dem neuen Geist, 
von dem die gesamte Justiz erfüllt sein sollte, noch 
nicht entsprachen, so ist dies nicht verwunderlich. 
Standen doch die Gerichte nach dem Zusammenbruch 
vor einer völlig neuen Situation und damit vor völlig 
neuen Aufgaben. Sie mußten erkennen, wie grund
legend sich die Verhältnisse geändert hatten und wie 
anders deshalb viele Dinge gegenüber früher — nicht 
nur gegenüber der Zeit nach 1933, sondern auch gegen
über der Zeit vorher — zu betrachten waren. Dabei 
waren sie in der Mehrzahl der Fälle bei ihren Entschei
dungen auf die Gesetze angewiesen, die sie oder andere 
vor ihnen in einer ganz anderen Zeit und unter ganz 
anderen Verhältnissen angewandt hatten. Es waren 
dies Gesetze, die, mögen sie vor oder nach 1933 ent
standen sein, Ausdruck der Zeit und Spiegelbild der 
Verhältnisse waren, die sie hervorgebracht hatten. Und 
es war eine alles andere als leichte Aufgabe, mit diesen 
für die neuen, veränderten Verhältnisse nicht geschaf
fenen und deshalb für sie nicht passenden Gesetzen zu 
richtigen Urteilen zu gelangen. Dazu gehörte nicht nur 
die Fähigkeit, zu erkennen, welche Diskrepanz zwischen 
diesen Gesetzen und den Erfordernissen der gegenwär
tigen Verhältnisse bestand, sondern es bedurfte der wei
teren Fähigkeit, diese Diskrepanz auszugleichen durch 
eine Erfüllung der gegebenen gesetzlichen Tatbestände 
mit einem neuen Inhalt. Da einer solchen Aufgabe 
allein mit den Mitteln einer formalen, positivistischen 
Rechtsanwendung nicht beizukommen war, war sie 
für den ausgebildeten Berufsjuristen, der mit diesen 
Gesetzen groß geworden war, kaum leichter zu bewäl
tigen als für den neuen Richter, der erst jetzt die ge
naue Kenntnis dieser Gesetze erlangt hatte. Dabei 
sind die Schwierigkeiten, die sich aus der neuartigen 
und ungewohnten Gesetzgebung der Besatzungsmächte 
für die Rechtsanwendung ergaben, noch gar nicht be
rücksichtigt.

Aus dieser Situation heraus ist es zu erklären, daß 
sich die Deutsche Justizverwaltung der sowjetischen 
Besatzungszone im Einvernehmen mit der Rechtsabtei
lung der SMAD mit der Frage befaßte, wie es verhin
dert werden könnte, daß Strafurteile, die zwar rechts-
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